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Sparen leicht gemacht
Der Staat hat noch großes Potenzial für Einsparungen. Das belegt
eine Studie, die das Finanzwissenschaftliche Forschungsinstitut
der Universität zu Köln. für die "Welt am Sonntag" erstellt hat

Von Martin Greive

BAYERNS FI A 'ZMINISTER fand
mahnende Worte. "Es wird nicht
mehr möglich sein, einfach ins
Blaue hinein Geld auszugeben",
sagte Georg Fahrenschon (CSU) am
Mittwoch am Rande der Koaliti­
on verhandlungen. Die Koalition
habe zu sparen, in den kommenden
vier Jahren müssten 30 Milliarden
Euro in den Haushalt hereingeholt
werden. Manche Prognosen sind
noch düsterer: Die Bundesbank
ztUn Beispiel beziffert das struktu­
relle Haushal tsdefizi t - also die Lü­
cke, die unabhängig von der kon­
junklmellen Situation im Bundes­
haushalt zwischen Ein- und Ausga­
ben klafft - auf derzeit sogar rund
40 Milliarden Euro.

Da die chwarz-gelbe Koalition
eines ihrer zentralen Wahlverspre­
chen einlösen und die Steuern zu­
mindest etwas absenken muss, wer­
den die Löcher im Bundeshaushalt
nochmals etwas größer. "Steuerpo­
liti che Beschlü se müssten des­
halb eingebettet sein in Haushalts­
konsolidierung", sagte Fahren­
schon. Das klingt zwar gut, doch
den Worten stehen keine klaren Be­
kenntnis e gegenüber, wo denn die
Regienmg all die fehlenden Milliar­
den reinholen will. In der Arbeit ­
verwaltung soll gespart werden,
aber das war es auch schon mit kla­
ren An agen. Wo al 0 sparen?

Das Finanzwi senscbaftliche
Forschungsinstitut der Universität
Köln (Fifo Köln) hat für die "Welt
am onntag" eine Streichliste er-
teilt. Das Ergebnis: Wenn die Re­

gierung zu Einschnitten bereit ist,
kann sie kurzfristig 22,4 Milliarden
Euro einsparen. 14,6 Milliarden
würden auf den Bund entfallen, der
übrige Betrag auf Länder und Ge­
meinden. Mittelfristig wäre gar ein
zu ätzliches Sparpotenzial von
rund 60 Milliarden Emo drin
- wenn die StaatsaktiVitäten effizi­
enter organisiert würden.

ANZEIGE

Eine andere Möglichkeit, als die
Ausgaben zusammenzustreichen,
hat die Regierung laut Michael
Thöne, dem Geschäftsführer des
Fifo Köln, derzeit nicht. "Flir 2010
wären Steuererhöhungen aus kon­
junkturpolitischen Gründen nicht
ratsam", sagt er. Höhere Steuern
seien erst ab 2011 oder 2012 wahr­
scheinlich, aber auch dann dürfte
immer noch Geld fehlen.

Dem Staat sind bei den Ausga­
ben zu einem großen Teil die Hän­
de gebunden. In den Sparrunden
der vergangenen Jahre wurden
Ausgaben, die schnell und leicht zu
kürzen waren, schon weite tgehend
gestrichen. 328 Milliaraen Euro
wird der Bund 2010 ungefähr ausge­
ben, und in den großen Hau halts­
blöcken besteht tatsächlich kaum
Handlungsspielraum. 9,5 Prozent
fallen allein an Zinszahltmgen für
die Bundesschuld an, ebenso viel
für Verteidigung. Acht Prozent ge­
hen für Verkehr und Bau drauf.
Knapp die Hälfte des Gesamtetats
fließt in die Bereiche Arbeit und
Soziales, weitere zwei Prozent ge­
hen an Familien. Die restlichen
Posten ind eher klein.

ach der Rasenmähermethode
über alle Bereiche zu gehen und ie
alle gleichmäßig zu rasieren ist we­
nig sinnvoll. Denn dann würde man
womöglich auch Ausgaben treffen,
die wachstumsfördernd sind. For­
scher Thöne schlägt deshalb vor, an
Subventionen und Steuerplivile­
gien heranzugehen.

Insgesamt listet das Fifo Köln
zwei Dutzend Posten auf, deren
"soziale beziehtmgsweise ökonomi­
sche Rechtfertigung oder Leis­
tungsfähigkeit sehr fraglich" sind ­
und die schnell gestrichen werden
kÖlmten. "Mit Ausnahme der sys­
temwidrigen Rentengarantie schla­
gen wir hier keine konkreten Kür­
zungen bei den Sozialau gaben
vor", sagt Michael Thöne. Denn
über direkte Eingriffe in die Ein­
kommensverteilung könne nicht

nach \vissenschaftlichen Kriterien
befunden werden. Solche Entschei­
dungen seien Sache der Politik.

Den größten Batzen aufder Fifo­
Liste macht das Streichen der Ent­
fernung pauschale aus. Fiele sie
weg, hätte der Staat mit einem
Schlag 4,35 Milliarden Euro mehr
2m Verfügung. Die große Koalition
musste zwar bereits eine beschlos-
ene Kürzung der sogenannten

Pendlerpauschale nach einem Ur­
teil des Bundesverfassungsgelichts
zurücknehmen. Das Urteil' richtete
sich allerdings nicht grundsätzlich
gegen eine Abschaffung, sondern
lediglich gegen die Regelung, dass
Fahrtkosten erst ab dem 21. Kilome­
ter geltend ge~achtwerden dürfen.

Drei Milliarden Ew'o könnte laut
dem Fifo !(öln die Rücknahme der
Rentengarantie bringen, zwei Milli­
arden die Abschaffung der Steuer­
befreiung von Zuschlägen für Sonn­
tags-, Feiertags- tmd achtarbeit.
Eine sofortige Streichung der Stein­
kohlesubventionen brächte 1,9 Mil­
lim'den Emo.

Diese Punkte dürften allesamt
einen Aufschrei aller möglichen
Lobbygruppen nach ich ziehen.
Thöne schlägt deshalb vor, soge­
nannte Sonnenuntergänge zu be­
schließen: Die Regienmg legt das
Auslaufen der jeweiligen Maßnah­
me Jahre im Voraus fest, etwa bis
zum Ende der Legislaturpeliode.
Kommt bis dahin nicht eine unab­
hängige Prüfung zu dem Ergebnis,
dass die Maßnahme doch nützlich
ist, läuft sie wie geplant aus.

Einfacher dürfte die Abschaf­
fung kleinerer, teilweise auch ab­
sUl'der Steuerbefreiungen und Sub­
ventionen ein. Bei piele sind die
80 Millionen Euro, die sich der
Bund sein Branntweinmonopol
jährlich ko ten läs t, die 30 Millio­
nen Euro, die der Flugzeugbau an
Absatzhilfen kassiert, oder die
Steuerbefreiung für Tabak-Deputa-'
te in Höhe von sieben Millionen
Ew·o. Das sind zwar kleine Beträ­
ge, aber Kleinvieh macht bekannt­
lich auch Mist. Würde die Regie­
rung die Streichli te tat ächlich
komplett umsetzen, wäre sie bei
der Haushaltskonsolidierung schon
einen wesentlichen Schritt weiter.

Und mittelfristig ist noch deut­
lich mehr drin: 60 Milliarden Ew'o
jährlich könnte der Staat durch effi­
zienteren Mittelein atz paren,
überschlägt das Fifo Köln in seiner
Rechnung. Damit sind keine Kür­
ztmgen gemeint. Die staatlichen
Leistungen sollen auf dem gleichen

iveau bleiben wie heute - nw' da
der Fi kus dafür weniger Geld ein-
etzt. Bei der Verwaltung, der AJ:­

mutsabsicherung, der Infrastruk­
tur, der Schulbildung, der Gesund­
heit - überall gebe es noch Effizi­
enzre erven, wenn die Regierung
als Maßstab die erfolgreichsten
Länder in den jeweiligen Bereichen
zugrunde legte, sagt Thöne: "Selbst
wenn nicht das iveau der einzel­
nen Länder erreicht wird, i t das
Einsparpotenzial erstaunlich."

Beispiel öffentliche Verwaltung:
Gegenüber der Schweiz, die \vis-

* Schat

sen chaftlichen
zufoige einen s
tung apparat ha
sehe Effizienzre
zent. Umgerecl
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* Schätzung. Steuervergünstigungen können in der Regel nur geschätzt werden. QUELLE FINANZWISSENSCHAFTLICHES FORSCHUNGSINSTITUT AN DER UNIVERSITÄT zu KÖLN

senschaftlichen Untersuchungen
zufolge einen sehr guten Verwal­
tungsapparat hat, beträgt die deut­
sche Effizienzreserve rund 30 Pro­
zent. Umgerechnet bedeutet dies
ein Einsparpotenzial von 21 Milliar­
den Euro für den Steuerzahler.
Folgt Deutschland in der Armutssi­
cherung dem Beispiel Japan, könnte
der Staat rund 21 Milliarden Euro
sparen. Weitere vier Milliarden wä-

ren in der Infrastruktur drin, wenn
Deutschland es dem Vorreiter Dä:.
nemark gleichtun würde. Etwas un­
klarer ist das Einsparpotenzial in
den Bereichen Gesundheit und
Schulbildung. Hier schwankt die
Swnme jeweils deutlich - zwischen
drei und 21 beziehungsweise sechs
und 21 Milliarden Euro.

Natürlich können solche Zahlen
nur Anhaltspunkte sein. Doch dass

der deutsche Staat nicht zu den effi­
zientesten gehört, kritisieren Öko­
nomen schon lange. So verteilt er
zwar wie beabsichtigt von oben
nach unten wn - nur kostet das viel
mehr, als unbedingt nötig wäre.

Dies zu ändern brauche natürlich
Zeit, und der Erfolg wäre erst auf
längere Zeit sichtbar, räwnt Thöne
ein. Dauerhaft werde die Regierung
wn dieses Thema aber kawn her-

umkommen. Denn die Liste der oh­
ne Mühe und Widerstände streich­
baren Budgetposten wird von Spar­
runde zu Sparrunde kleiner.

WELTt ONLINE
Verschuldung: So hoch stehen
die EU-Staaten in der Kreide
welt.de/schulden




